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I. Planungsgegenstand  

1. Veranlassung und Erforderlichkeit 

Seit Ende 2007 ist im Bezirk in den Bereichen mit bedeutender geschäftlicher Nutzung 
auch wegen verstärkter Leerstände eine erhöhte Nachfrage nach Spielhallenstandorten 
festzustellen. Von dieser Entwicklung ist auch das Plangebiet betroffen. Neben der vorhan-
denen Spielhalle in der Lankwitzer Straße nördlich des Kranoldplatzes am Bahndamm la-
gen weitere Anträge auf Nutzungsänderung zur Einrichtung von Spielhallen vor. Darüber 
hinaus waren weitere Interessenslagen bekannt. 

Ziel und Zweck der Planung ist, die Nutzungsvielfalt und Attraktivität der Ortslagen mit be-
deutender geschäftlicher Nutzung zu erhalten. Eine vermehrte Ansiedlung von Spielhallen, 
wie auch eine Ansiedlung von Sexshops und Bordellen in diesen Bereichen stehen diesem 
Ziel entgegen. Die Baugrundstücke im Geltungsbereich sind nach dem übergeleiteten 
Recht des Baunutzungsplanes als gemischtes Gebiet und beschränktes Arbeitsgebiet fest-
gesetzt. Das geltende Bauplanungsrecht bietet keine ausreichenden Grundlagen um zu 
verhindern, dass sich diese Nutzungen ansiedeln. 

Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO 90 kann, wenn besondere städtebauliche Gründe dies rechtfer-
tigen, im Bebauungsplan festgesetzt werden, dass bestimmte Arten einer allgemein im 
Baugebiet zulässigen Nutzung nicht zulässig oder nur ausnahmsweise zulässig sind. Um 
der Gefahr einer negativen Entwicklung des Ortsteilzentrums entgegenzuwirken, die durch 
erhebliche langfristige Leerstände von Verkaufsflächen gegeben ist, war es erforderlich den 
Bebauungsplan aufzustellen, der den Ausschluss von Vergnügungsstätten (Spielhallen) 
und anderen zentrumsunverträglichen Nutzungen (Bordellen, bodellartige Betriebe, Sex-
shops) festsetzt. 

2. Plangebiet 

2.1 Lagebeschreibung 

Das Plangebiet des Bebauungsplans orientiert sich entsprechend dem vom Bezirk be-
schlossenen Zentrenkonzept (zuletzt fortgeschrieben mit BVV-Beschluss vom 31. August 
2011) an dem Ortsteilzentrum Kranoldplatz. Zudem umfasst der Geltungsbereich auch das 
Gelände zwischen verlängerter Bahnhofstraße, Bahntrasse, Königsberger Straße und 
Jungfernstieg (Grundstücke Jungfernstieg 1-4A), dessen Entwicklung mit der beabsichtig-
ten Aufgabe der Kleingartenanlage noch nicht abgeschlossen ist. 

Der Geltungsbereich umfasst die Grundstücke Kranoldplatz 1-6, Lankwitzer Str. 1-9, 13-17, 
19, 25-26, Lorenzstraße 1-1A, Ferdinandstraße 31-35, Oberhofer Weg 1/21 und 2/8 sowie 
die Grundstücke Jungfernstieg 1-4A im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde. 

2.2 Städtebauliche Entwicklung 

Das Plangebiet ist Bestandteil des historischen Siedlungsbereichs Lichterfelde Ost. Auf-
grund der zentralen verkehrlichen Lage hat sich das Plangebiet zum Zentrum des Sied-
lungsgebiets entwickelt. 

2.3 Erschließung 

Die überörtliche Erschließung des Plangebiets erfolgt durch die Lankwitzer Straße und den 
S-Bahnhof / Regionalbahnhof Lichterfelde Ost. Aufgrund der Bahnunterführung im Bereich 
Kranoldplatz, die durch die Zusammenführung der übergeordneten Straßen Königsberger 
Straße, Morgensternstraße und Lankwitzer Straße wie auch durch den S-Bahnhof Lichter-
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felde Ost einen Verkehrsknotenpunkt bildet, entwickelte sich der Bereich Kranoldplatz zu 
einem bezirklichen Zentrum. 

2.4 Eigentumsverhältnisse und derzeitige Nutzung 

Mit Ausnahme der Straßenverkehrsflächen befinden sich alle Grundstücke in privatem Ei-
gentum. Die derzeitige Nutzung ist durch Einzelhandel und Wohnen geprägt. 

2.5 Planerische Ausgangssituation 

a. vorbereitende Bauleitplanung 

- Ziele der Raumordnung und der Landesplanung 

Für den Bebauungsplan ergeben sich die Erfordernisse der Raumordnung im Sinne des § 3 
Raumordnungsgesetz aus dem Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007 (GVBl. S. 
629) und der Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) 
vom 31. März 2009 (GVBl. S. 182). Hiernach stehen dem Bebauungsplan Ziele der Raum-
ordnung nicht entgegen; die für die Planung relevanten Grundsätze der Raumordnung sind 
angemessen berücksichtigt worden. 

Das Plangebiet liegt nach der Festsetzungskarte 1 des LEP B-B innerhalb des Gestaltungs-
raumes Siedlung. Die beabsichtigte Einschränkung von Nutzungsmöglichkeiten, wie Ver-
gnügungsstätten und Bordelle sind innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung möglich. Die 
Festsetzungen dienen dem Erhalt und der Attraktivität des Ortsteilzentrums Lichterfelde 
Ost. 

- Flächennutzungsplan 

Im Flächennutzungsplan ist die Bahntrasse als Bahnfläche dargestellt. Die Lankwitzer 
Straße, wie auch nach Querung der Bahntrasse die Morgensternstraße und die Königsber-
ger Straße sind als überörtliche Hauptverkehrsstraßen dargestellt. Die Siedlungsflächen 
des Plangebiets nördlich der Lankwitzer Straße zählen zu den gemischten Bauflächen M2, 
südlich zu den Wohnbauflächen W2 (GFZ bis 1,5). Im Bereich des Kranoldplatzes entlang 
der Lankwitzer Straße ist eine Einzelhandelskonzentration dargestellt.  

Die Darstellung der Einzelhandelskonzentrationen soll - in Verbindung mit der zugehörigen 
Baufläche - das Zentrengefüge der Stadt veranschaulichen und sichern. Dabei ist den 
Stadtteilzentren i.d.R. gemischte Bauflächen M2, den Ortsteilzentren gemischte Bauflächen 
M2 oder Wohnbauflächen zugeordnet. In den Stadtteilzentren sind die Einzelhandelskon-
zentrationen in ihrer vorhandenen bzw. geplanten Ausdehnung dargestellt, in den Ortsteil-
zentren in symbolischer Länge. Weitergehende Aussagen dazu enthält der Stadtentwick-
lungsplan Zentren. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sind mit den Grundsätzen für die Entwicklung von 
Bebauungsplänen aus dem Flächennutzungsplan (gem. Senatsbeschluss 802/01 vom 16. 
Januar 2001) vereinbar. Die derzeit planungsrechtlich festgesetzten Bauflächen stehen im 
Einklang mit den Vorgaben des Flächennutzungsplans, am Maß der baulichen Nutzung er-
folgen keine Änderungen. Somit ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzugsplan ent-
wickelt. Auch im Rahmen der Beteiligung der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung IB 
wurde dazu nichts Gegenteiliges vorgetragen. 
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- Stadtentwicklungsplanung (StEP) 

Der Stadtentwicklungsplan Zentren 3 schafft mit seinen Inhalten eine Grundlage für die 
Fortführung und Qualifizierung der bisherigen Steuerungspraxis im Rahmen der Stadtent-
wicklung Berlins. Er dient im Besonderen der Sicherung und Stärkung der Berliner Zentren 
und damit der Attraktivitätssteigerung der Metropole Berlin. 

Im Stadtentwicklungsplan Zentren 3 ist der Bereich Kranoldplatz als Ortsteilzentrum Kra-
noldplatz (Lichterfelde Ost) dargestellt. Die Versorgungsfunktion der Ortsteilzentren ist auf 
den Wohnsiedlungsbereich/ Ortsteil ausgerichtet. Sie dienen überwiegend der Nahversor-
gung mit überwiegend niedrigem und mittlerem Angebotsniveau mit geringer Sortimenttiefe. 

Im Begleitdokument zum Stadtentwicklungsplan Zentren 3 – Berlin, Steckbrief Bezirk Steg-
litz-Zehlendorf, wird zum Ortsteilzentrum ausgeführt, dass insgesamt eine städtische Atmo-
sphäre besteht, es sich um ein stark verkehrlich geprägtes Zentrum handelt, das zur Zeit 
großen Veränderungen unterworfen ist und seine Grundversorgungsfunktion gut erfüllt. 
Insgesamt handelt es sich um ein stark frequentiertes, zentral gelegenes Zentrum mit Ein-
kaufszentrum und Lebensmittelanbietern jedoch mit Schwächen aufgrund hoher Verkehrs-
belastung, zu wenig genutztem Potenzial des Kranoldplatzes und eher geringen Aufent-
haltsqualitäten. Als ungenutzte und unterausgenutzte Grundstücke innerhalb des Zent-
rumsbereichs wird die Telekom-Fläche Lankwitzer Straße 13-17 benannt. 

- Bezirkliches Zentrenkonzept 

Das bezirkliche Zentrenkonzept (BA-Beschluss vom 1. Februar 2005, zuletzt fortgeschrie-
ben und von der Bezirksverordnetenversammlung am 31. August 2011 beschlossen) kon-
kretisiert die Vorgaben der Stadtentwicklungsplanung Zentren und des Flächennutzungs-
plans. 

Wesentliche im bezirklichen Zentrenkonzept formulierte Ziele sind: 
- Sicherung einer verbrauchernahen Versorgung, insbesondere auch die der nichtmobilen 

Bevölkerung. 
- Definition der bezirklichen Zentren (Haupt-, Stadt- und Ortsteil- sowie Nahversorgungs-

zentren). 
- Sicherung und Stärkung der Zentren als attraktive und multifunktionale Zentrumsbereiche. 
- Neuansiedlungen von Einzelhandelsbetrieben sollen auf die bezirklichen Zentren konzent-

riert werden; dies gilt insbesondere für Betriebe mit zentrenrelevanten Sortimenten. 
- Neue Einzelhandelsangebote außerhalb der bestehenden Zentren sollten bezüglich ihrer 

Auswirkungen auf die Zentrenstruktur untersucht werden. 
- Verbrauchermärkte (800 m² VKF – 5.000 m² VKF) und SB-Warenhäuser (ab 5.000 m² 

VKF) mit einem deutlich über die Nahversorgung hinausgehenden Einzugsbereich sollten 
vornehmlich nur in höherrangigen Zentren (vom Ortsteilzentrum aufwärts) zugelassen 
werden. 

- Nahversorgungsangebote sollen vorrangig innerhalb der Zentrenbereiche angesiedelt 
werden; außerhalb der Zentrenbereiche in der Regel nur dann, wenn sie der Sicherung 
der Nahversorgung dienen und keine schädlichen Auswirkungen auf die benachbarten 
Zentren zu erwarten sind. 

- Neue Ansiedlungen von Nahversorgungsbetrieben an weniger integrierten Standorten ab-
seits der Zentren und Wohngebiete sollten vermieden werden. 

- Bei Nahversorgungsangeboten in Streulagen sollte die Anzahl der zulässigen Stellplätze 
auf das für den Nahversorgungsbereich erforderliche Maß begrenzt werden. 

- Kommunale, kulturelle und gastronomische Einrichtungen sowie bevölkerungs- und frei-
zeitorientierte Dienstleistungen sind vorrangig innerhalb der städtischen Zentren anzusie-
deln. 
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Für den Bezirk Steglitz-Zehlendorf heißt dies: 
- Ordnung des städtischen Gefüges, Erhaltung der gewachsenen Zentren. 
- Stärkung des Hauptzentrums Schloßstraße, des besonderen Stadtteilzentrums Zehlen-

dorf-Mitte, der Ortsteil- und Nahversorgungszentren. 
- Ortsteilzentren sollen die örtliche Kaufkraft der Kunden binden; die Nahversorgung für 

immobile Bewohner muss gewährleistet sein; für kleinere Zentren bieten sich durch kurze 
wohnungsnahe Wege zusätzliche Chancen. 

Für die bezirklichen Ortsteilzentren (D-Zentren), zu denen das Ortsteilzentrum Kranoldplatz 
gehört, wird als Orientierungswert nach den Einstufungen des StEP Zentren 3 eine Ver-
kaufsfläche von ca. 5.000 - 10.000 m² angenommen. 

Im Rahmen der Konkretisierung wurde das Ortsteilzentrum Kranoldplatz näher untersucht 
und räumlich bestimmt. Die derzeitige Verkaufsfläche wird mit 12.000m² angegeben, das 
Entwicklungspotential mit 2.000m². Als Maßnahmen zur Zentrenstärkung wird die Stärkung 
der Nahversorgungsfunktion, die Aufwertung des Bahnhofsvorplatzes benannt. Ziel in Lich-
terfelde-Ost ist vorrangig die Bestandssicherung. Auf dem Grundstück Lankwitzer Straße 
13-17 (Telekom-Grundstück) ist weiteres Entwicklungspotential für eine gemischte Nutzung 
vorhanden. 

- Ortsteilzentrum Kranoldplatz (Lichterfelde-Ost) 
  Städtebauliche und nutzungsstrukturelle Analyse 

Vom Fachbereich Stadtplanung wurde für das Ortsteilzentrum Kranoldplatz (Lichterfelde 
Ost) eine städtebauliche und nutzungsstrukturelle Analyse (Stapl 2 – 15. April 2011, Nach-
erhebung Jungfernstieg Januar 2012) erarbeitet. 

Die Analyse zeigt, dass insbesondere das Bahnhofsumfeld in der Lankwitzer Straße eine 
Tendenz des Niveauabfalls ausweist, welches sich auch in der Güte der Läden widerspie-
gelt. Neben alteingesessenen Geschäften (Schuhe, Mode, Musikalien) ist die Ansiedlung 
von Läden mit Billigwaren zu verzeichnen: Lankwitzer Straße 1 („Francesca“ Haushaltswa-
ren und Geschenkartikel), Ferdinandstr.35 („kik-Textil-Diskont“) und im ehem. Kino neben 
Kranoldplatz 1 („EuroShop“). Von den ca. 101 Ladeneinheiten stehen 5 leer: Lankwitzer 
Str. 5, Lankwitzer Str.19, Lankwitzer Str.25, Ferdinandstr.35 (hier Antrag Spielhalle, Verän-
derungssperre) und Ferdinandstr.31. Dies scheint von der Anzahl der Ladeneinheiten hin-
nehmbar, jedoch nicht von der Flächengröße. So steht ca. ein Viertel des Einkaufszentrums 
Lio (Lankwitzer Str.19) leer. Insgesamt beträgt der Leerstand im Ortsteilzentrum Kra-
noldplatz ca. 17% bezogen auf die Verkaufsflächen. 

Der Bereich ist städtebaulich-architektonisch nur von mittelmäßiger Qualität, die Gebäude 
weisen keine einheitliche Baustruktur auf. Es besteht eine eher zufällige Gebäudeabfolge 
verschiedenster Bauepochen und -stile, von der Gründerzeit bis zum modernen Einkaufs-
zentrum LIO. Die Gebäude sind größtenteils nur in einem durchschnittlichen Zustand. Die 
hohe Verkehrsbelastung des Straßenzugs Königsberger Straße/ Kranoldplatz/ Lankwitzer 
Straße bewirkt, dass Wohnnutzungen zur Straßenseite kaum noch vermietbar sind. Die 
Ansiedlung von Freien Berufen, Praxen und sonstigen Dienstleistungen (Casino, Bräu-
nungsstudio) ist die Folge, so dass hier ein gewerblich genutztes Mischgebiet entsteht. 

Die Analyse des Bereichs verdeutlicht, dass das Zentrum zwar relativ gut „funktioniert“, die 
Schwächungstendenzen jedoch nicht zu übersehen sind. Die Qualität für alle Altersgruppen 
als Einkaufsort und Treffpunkt ist unbedingt zu erhalten, weil sonst die Versorgung der Be-
völkerung gefährdet scheint, weitere Einkaufsgelegenheiten sind in fußläufiger Entfernung 
nicht vorhanden. Insbesondere Fassadenreparaturen und Aufwertungen im öffentlichen 
Raum können nur dann erreicht werden, wenn Standardabsenkungen vermieden werden. 



- 7 - 
 

Ein Spielcasino (Kranoldplatz 3) mag zwar vergleichsweise wenig ins Gewicht fallen, für 
Lichterfelde-Ost mit seinen verkehrlichen Problemen sind dies jedoch Alarmzeichen, die 
insbesondere auch unter dem Aspekt des hohen Leerstands von Verkaufsflächen, ernst zu 
nehmen sind. Deshalb sollte bei der bauplanungsrechtlichen Steuerung von Nutzungsan-
siedlungen der Vorsorgeaspekt eine große Rolle spielen. Schon die zweite oder dritte 
Spielhalle, oder gar das offensichtliche Einsickern von bodellartigen Betrieben oder Sex-
shops, könnte die jetzt noch tragfähige Nutzungsmischung nachhaltig stören und den be-
reits schwach festzustellenden „Trading down – Effekt“ verstärken. 

Es ist festzustellen, dass im Plangebiet Tendenzen einer Verschlechterung nicht auszu-
schließen sind. Es stehen Einzelhandelsflächen leer und Wohnungen lassen sich schwerer 
vermieten. Im Interesse der Bewohner und um die Straßen als Einkaufsgegend zu erhalten, 
sollte es auch vermieden werden, hier Nutzungen zu ermöglichen, die in der Regel negati-
ve Folgen zeigen. Spielhallen, Sexshops und Bordelle verhindern, dass sich Gewerbe an-
siedelt, welches auf ein seriöses Umfeld Wert legt. Auch die sogenannte Sogwirkung ist zu 
beachten, je mehr derartige Betriebe sich in einem Gebiet ansiedeln, desto stärker ist die 
Abwanderungstendenz. Vergnügungsstätten haben einen geringen Investitionsbedarf bei 
hoher Ertragsstärke, bei gewöhnlichen Gewerbetreibenden ist es genau umgekehrt, daher 
werden Mieten steigen und Investitionen sinken wenn diese sich ansiedeln und dieses führt 
zu einer Verschlechterung der Gebietsqualität. Ferner gilt es auch nicht, noch mehr Verkehr 
anzuziehen, was durch die o.g. Nutzungen durchaus der Fall wäre, um den Schutz der 
Wohnruhe der Anlieger nicht zusätzlich zu gefährden. Um die Bevölkerung in diesem Be-
reich angemessen zu versorgen, gilt es ein vielfältiges Angebot an Geschäften und Dienst-
leistungen zu sichern. Es ist dazu ein Umfeld zu erhalten und zu fördern, in dem die Bevöl-
kerung sich gern aufhält und dort einkauft. Die Betriebe, die hier sich nicht ansiedeln sollen, 
fördern eine solche Umgebung in der Regel nicht. Es ist eher das Gegenteil zu erwarten. 

b. Verbindliche Bauleitplanung 

- Baunutzungsplan 

Der Baunutzungsplan weist nördlich der Lankwitzer Straße und östlich der Bebauung Kra-
noldplatz 3/6, Lankwitzer Straße 25-26 beschränktes Arbeitsgebiet der Baustufe III/3 (zu-
lässig: GRZ 0,3; GFZ 0,9, Zahl der Vollgeschosse 3), südlich Lankwitzer Straße und nord-
westlich an der Bahntrasse gemischtes Gebiet der Baustufe III/3 (zulässig: GRZ 0,3; GFZ 
0,9, Zahl der Vollgeschosse 3) und in Teilen des Oberhofer Weges wie auch der Ferdi-
nandstraße gemischtes Gebiet der Baustufe II/3 (zulässig: GRZ 0,3; GFZ 0,6, Zahl der 
Vollgeschosse 2) aus. 

- übergeleitete und qualifizierte Bebauungspläne 

Die Regelungen des Baunutzungsplans in Verbindung mit den städtebaulichen Vorschriften 
der Bauordnung 1958 (BO58) und den förmlich festgestellten Straßen- und Baufluchtlinien 
gelten als übergeleitete Bebauungsplanregelungen weiterhin. Gemäß § 7 Nr. 16 BO58 gilt 
in den vorliegenden Baustufen die geschlossene Bauweise. Die Bebauungstiefe beträgt im 
gemischten Gebiet 20m (§ 8 Nr. 1b BO58). Gemäß § 7 Nr. 15 BO58 darf zudem im be-
schränkten Arbeitsgebiet der Baustufe III/3 die bebaubare Fläche höchstens 0,5 der Fläche 
des Baugrundstücks betragen. 

Mit dem Bebauungsplan XII-A (ausgelegt 10. 08. 1970 bis 11. 09. 1970, festgesetzt am 09. 
Juli 1971) sind für die übergeleiteten Regelungen des Baunutzungsplans in Verbindung mit 
der BO58 die Definitionen (insbesondere für die Berechnung des Maßes der baulichen 
Nutzung) der BauNVO 68 anzuwenden. 
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- Erhaltungsgebiet 

Das Plangebiet, mit Ausnahme der Grundstücke angrenzend der Bahntrasse im Bereich 
des Kranoldplatzes, liegt im Geltungsbereich der Verordnung über die Erhaltung baulicher 
Anlagen und der städtebaulichen Eigenart des Gebietes „Lichterfelde Ost“ im Bezirk Steg-
litz von Berlin vom 9. Juli 1996 (GVBl. 52. Jahrg., Nr. 36, S. 255 – 256 vom 20. Juli 1996). 
Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart (im Sinne des § 172 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) be-
darf im Geltungsbereich dieser Verordnung der Abbruch, die Änderung, die Nutzungsände-
rung oder die Errichtung baulicher Anlagen der Genehmigung. 

2.6 Denkmalschutz 

Dem Denkmalschutz unterliegen die Gebäude Lankwitzer Straße 1 und 9, Kranoldplatz 6 
und Oberhofer Weg 1. Das Gebäude Kranoldplatz 6 bildet zudem mit dem unter Denkmal-
schutz stehenden Brückenbauwerk (Unterquerung der Bahntrasse) einen Denkmalbereich. 
Teile des Straßenbereichs des Oberhofer Wegs im südlichen Bereich des Plangebiets sind 
Bestandteil des Ensemble des historisch bedeutsamem Teil des angelegten Straßennetzes 
südlich der Anhalter Bahn. 

2.7 Altlasten/Boden 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich einige Flächen, die im Bodenbe-
lastungskataster des Landes Berlin verzeichnet sind. Da diese Flächen keine Auswirkun-
gen auf das Ziel des Bebauungsplanes haben, muss die Altlastenproblematik nicht vertieft 
betrachtet werden. 

2.8 Umweltverträglichkeitsprüfung 

Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung im Sinne des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) bedürfen. 

II. Planinhalt  

1. Entwicklung der Planungsüberlegungen  

Seit Ende 2007 ist im Bezirk in den Bereichen mit bedeutender geschäftlicher Nutzung 
auch wegen vermehrter Leerstände eine verstärkte Nachfrage nach Spielhallenstandorten 
festzustellen. Bezirkliches Ziel ist es, die Nutzungsvielfalt und Attraktivität der Ortslagen mit 
bedeutender geschäftlicher Nutzung zu erhalten. Eine vermehrte Ansiedlung von Vergnü-
gungsstätten (Spielhallen), wie auch von Sexshops und Bordellen steht diesem Ziel entge-
gen. Aufgrund dieses Nutzungstyps tritt ein trading-down-Effekt ein, da die Identität des 
Ortsteilzentrums durch eine Zunahme dieser Nutzungen nachhaltig beeinträchtigt wird. 

Städtebauliches Ziel ist die Standortsicherung und Aufwertung von Einzelhandel und 
Dienstleistungen, die Funktionserfüllung und Sicherung des Ortsteilzentrums Kranoldplatz, 
die Sicherung, Wiedererlangung und Förderung der Attraktivität und Nutzungsvielfalt des 
Ortsteilzentrums und auch die Sicherung als Wohnstandort. Für die Bewohner im Umfeld 
erfüllt dieses Ortsteilzentrum wichtige Funktionen, wie Wohnen, Arbeiten und die Versor-
gung mit Waren und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans (bei Einleitung 6-17B) wurde im Einleitungsbe-
schluss zunächst weit gefasst, weil dieser Aufstellungsbeschluss aufgrund eines Bauge-
suchs zeitnah erfolgen musste. Im weiteren Verlauf des Bebauungsplanverfahrens, auch 
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durch die Hinweise der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, wurde der Geltungsbereich 
des Bebauungsplans modifiziert. 

Bei der Überprüfung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanverfahrens 6-17B wurde 
zunächst die Zulässigkeit der auszuschließenden Nutzungen in den Baugebieten unter-
sucht. Hierzu bedurfte es einer Fassung der Nutzungen im städtebaulichen Sinn und einer 
Einschätzung hinsichtlich ihrer Zulässigkeit in den vorgefundenen Baugebieten. 

Spielhallen zählen (wie auch Sexshops mit Videokabine, Tabledanceclubs, Swingerclubs 
etc.) im städtebaulichen Begriffsverständnis zweifelsfrei zu den Vergnügungsstätten. Im 
Sinne der BauNVO 90 wird bei den Vergnügungsstätten zwischen größeren kerngebietsty-
pischen Vergnügungsstätten (in Kerngebieten zulässig) und kleineren nicht kerngebietsty-
pischen Vergnügungsstätten (zulässig in gewerblich geprägten Mischgebieten und aus-
nahmsweise in besonderen Wohngebieten, Dorfgebieten und den übrigen Teilen der 
Mischgebiete) unterschieden. Im allgemeinen Wohngebiet sind Vergnügungsstätten nach 
heutiger Auffassung somit nicht zulässig, da die Wohnhaftigkeit eines Wohngebiets beein-
trächtigt wird. 

Sex-Shops zählen nicht zu den Vergnügungsstätten, sondern zu Einzelhandelsbetrieben 
(Unterschied zu anderen Einzelhandelsbetrieben liegt nur im Warensortiment), die nicht der 
Versorgung des Gebiets dienen, da die angebotenen Waren nicht Waren des täglichen Be-
darfs sind. Eine Zulässigkeit ist somit nach heutiger Auffassung im allgemeinen Wohnge-
biet i.d.R. nicht gegeben. 

Bordelle und bordellartige Betriebe sind gewerbliche Betriebe. Einer Zulässigkeit in Wohn-
gebieten steht nach heutiger Auffassung die Wohnhaftigkeit entgegen, da davon auszuge-
hen ist, dass von diesen Betrieben Störungen ausgehen. Bordellbetriebe sind Einrichtun-
gen für die sich im Hinblick auf die allgemeine sozialethische Bewertung und auf die sich 
aus dem Milieu ergebenden Begleiterscheinungen eher ein Standort eignet, der außerhalb 
oder allenfalls am Rande des „Blickfeldes“ und der Treffpunkte einer größeren und allge-
meinen Öffentlichkeit liegt und auch nicht in der Nachbarschaft von Wohnungen (VG Ham-
burg 22. 11. 2011). Vorliegend ist auch die Wohnnutzung gegeben, die hier zulässig ist. 
Daher sollen derartige Nutzungen hier nicht zugelassen werden. Auch führt die mit einem 
Bordell oder bordellartigen Betrieb typischerweise verbundene milieubedingte Unruhe zu 
baurechtlich beachtlichen Spannungen. Es wird die gegebene Situation verschlechtert, ge-
stört, belastet und städtebaulich in Bewegung gebracht (VG München 29. 07. 2011 M1K 
11.1756). Unter die auszuschließenden Nutzungen wird noch näher dazu ausgeführt. Auch 
aus diesen Gründen sollten hier derartige Betriebe nicht entstehen. 

Vor diesem Hintergrund wurde bei der Überprüfung des Geltungsbereichs des Bebauungs-
planverfahrens 6-17B für die weitere Bearbeitung auf die Einbeziehung von allgemeinen 
Wohngebieten verzichtet. Zudem wurden auch die Nichtbaugebiete (entlang der Anhalter 
Bahntrasse) aus dem Geltungsbereich herausgenommen, da diese als Spielplätze genutzt 
werden und eine Genehmigungsfähigkeit für die auszuschließenden Nutzungen nach § 34 
BauGB nicht gesehen wird. 

Die verbleibenden Baugebiete im Geltungsbereich des Bebauungsplanverfahrens 6-17B 
sind durch den Baunutzungsplan als gemischtes Gebiet und beschränktes Arbeitsgebiet 
qualifiziert. Auch die im Geltungsbereich befindlichen Flächen der festgesetzten Bebau-
ungspläne XII-42 (ausgelegt in der Zeit vom 28. 11. 1957 bis 27.12.1957) und XII-106 (aus-
gelegt in der Zeit vom 18.4.1966 bis 16.5.1966) sind als Flächen für Mischbauten, Misch-
gebiet und Gewerbegebiet qualifiziert. In diesen Bereichen ist eine Ansiedlung der auszu-
schließenden Nutzungen denkbar. 

Neben diesen zentralen Versorgungsbereichen (Ortsteilzentren) wurden im Rahmen der 
Überprüfung des Geltungsbereichs des Bebauungsplanverfahrens 6-17B weitere Bereiche 
identifiziert, in denen eine Steuerung der auszuschließenden Nutzungen erforderlich sein 
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kann. Dies sind die Bereiche, die den zentralen Versorgungsbereichen (Ortsteilzentren) 
dienen, d.h. diese Bereiche weisen ebenfalls einen Einzelhandels-/Dienstleistungsbesatz 
auf und werden im Zusammenhang mit den Zentren (zumeist über die Wegebeziehungen) 
wahrgenommen. Im Bereich des Bebauungsplanverfahrens 6-17B ist dies insbesondere 
der Bereich entlang der Kaiser-Wilhelm-Straße. 

Zudem wurde das Gelände zwischen Bahnhofstraße, Bahntrasse, Königsberger Straße 
und Jungfernstieg (Grundstücke Jungfernstieg 1-4A) in den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans aufgenommen, da durch die Aufgabe der Kleingartennutzung und die bestehen-
de Nutzungsausweisung als gemischtes Gebiet die Entwicklung derzeit noch nicht abseh-
bar ist und im Rahmen einer Entwicklung dieses Bereichs einer möglichen Ansiedlung der 
auszuschließenden zentrenschädlichen Nutzungen vorzubeugen ist. 

Im Ergebnis wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplanverfahrens 6-17B reduziert, 
aufgrund der aktuellen Entwicklung erweitert (um das Gelände zwischen Bahnhofstraße, 
Bahntrasse, Königsberger Straße und Jungfernstieg) und in drei Bebauungsplanverfahren 
aufgeteilt. Hierbei entstanden zwei Bebauungspläne (6-17Ba und 6-17Bb), die sich ent-
sprechend dem bezirklichen Zentrenkonzept an den Ortsteilzentren Kranoldplatz und Leo-
norenstraße orientieren. Aufgrund der als Verbindungsfunktion zwischen den beiden 
Ortsteilzentren dienenden Kaiser-Wilhelm-Straße entstand zudem ein Bebauungsplan ent-
lang der Kaiser-Wilhelm-Straße (6-17Bc). 

Die gemischten Gebiete und beschränkten Arbeitsgebiete außerhalb der zentralen Berei-
che werden nicht von den Festsetzungen des Bebauungsplans erfasst und bieten somit im 
Einzelfall Möglichkeiten die auszuschließenden Nutzungen zu verwirklichen (so z.B. südlich 
des Plangebiets, nördlich der Kaiser-Wilhelm-Straße, südlich der Morgensternstraße, im 
Bereich des Ostpreußendamms und der Giesensdorfer Straße). In soweit ist davon auszu-
gehen, dass die auszuschließenden Nutzungen nicht generell ausgeschlossen werden, 
sondern sich der Ausschluss nur auf die zentralen Versorgungsbereiche und die ihnen die-
nenden Bereiche bezieht. Somit besteht ausreichend Raum die auszuschließenden Nut-
zungen im Bezirk auszuüben. 

2. Intention des Plans 

Ziel des Bebauungsplans ist es, die Ortslage mit bedeutender geschäftlicher Nutzung als 
Anziehungspunkt zu erhalten. Aufgrund des festgestellten noch geringfügigen Niveauab-
falls, des deutlichen Leerstands von Einzelhandelsflächen und der Zurückdrängung der 
Wohnnutzung ist der Ausschluss von Vergnügungsstätten, Sexshops und Bordellen erfor-
derlich, um einem Abkippen bzw. Niedergang (trading-down-Effekt) des Ortsteilzentrums 
entgegen zu wirken.  

All diese Nutzungen richten sich ausschließlich an Erwachsene, grenzen sich durch Ihre 
Gestaltung (z.B. blickdichte Scheiben) bei gleichzeitiger Wahrnehmbarkeit (z.B. durch 
Lichtwerbung) von den anderen Nutzungen ab und werden somit als Fremdkörper (Makel) 
im Ortsteilzentrum wahrgenommen. Dies steht der Attraktivität des Ortsteilzentren, das we-
sentlich von der Nutzung durch die Wohnbevölkerung (insbesondere auch Familien, Kinder 
und Jugendliche) geprägt wird, entgegen. Zudem werden wie oben unter 2.5. a) dargelegt, 
mögliche Investitionen verhindert und auch auf diese Weise die Anziehungskraft des Ge-
biets geschwächt. 

2.1 Zielvorstellungen 

Nach der Konkretisierung der Geltungsbereichsabgrenzung und der Aufteilung des Bebau-
ungsplanverfahrens wurden die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und die öffentli-
che Auslegung des Bebauungsplans durchgeführt. In diesen Verfahrensschritten war der 
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Ausschluss von Vergnügungsstätten, wenn sie sich an die Zielgruppe der Erwachsenen 
richten, Bordellen und bordellartigen Betrieben und Sexshops vorgesehen. 

Nachdem der Bebauungsplan die Zustimmung der bezirklichen Gremien erhalten hatte 
wurde er zur Rechtskontrolle der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung angezeigt. Im 
Rahmen der Rechtskontrolle wurden neben der unvollständigen Geltungsbereichsbe-
schreibung, die fehlende Darlegung der besonderen städtebaulichen Gründe für den Aus-
schluss dieser Nutzungen beanstandet. Zudem wurde in Frage gestellt, ob der Ausschluss 
der Nutzungen auch über das Erwachsenenalter definiert werden kann. 

Hinsichtlich der fehlenden Darlegung der besonderen städtebaulichen Gründe wurde vom 
Fachbereich Stadtplanung eine städtebauliche und nutzungsstrukturelle Analyse des 
Ortsteilzentrums Kranoldplatz durchgeführt, die belegt, dass Tendenzen für einen trading-
down-Effekt beobachtet werden können (Niveauabsenkung des Einzelhandelsangebots, 
erhebliche Leerstände von Verkaufsflächen und Zurückdrängung der Wohnnutzung). Somit 
ist in Übereinstimmung mit den bezirklichen Beschlüssen im Rahmen der Vorsorge der Be-
bauungsplan erforderlich, um eine weiteren Qualitätsverlust des Ortsteilzentrums entge-
genzuwirken, der bei einer weiteren Ansiedlung der auszuschließenden Nutzungen (diese 
Möglichkeit ist insbesondere durch die hohen Leerstände von Verkaufsflächen gegeben) 
eintreten dürfte. 

Bei der erneuten vertiefenden Prüfung, ist die Unterscheidung der Vergnügungsstätten 
nach dem Erwachsenenalter mit den Festsetzungsmöglichkeiten der BauNVO nicht verein-
bar und dürfte auch in der planungsrechtlichen Genehmigungspraxis erhebliche Probleme 
aufwerfen (so z.B. im Falle einer Nutzungsänderung, da sich die Definition über das Er-
wachsenenalter letztendlich einer planungsrechtliche Beurteilung entzieht und nur unter 
Einbeziehung weiterer Rechtsgebiete durchführen lässt). 

Vor diesem Hintergrund wird nunmehr auf die Unterscheidung der Vergnügungsstätten 
nach dem Erwachsenenalter verzichtet, so dass Vergnügungsstätten generell unzulässig 
sein sollen, da sie sich in ihrer Mehrzahl an Erwachsene richten. Hinsichtlich der Betrach-
tung eines Kinos wird (in Übereinstimmung einiger Kommentatoren) davon ausgegangen, 
dass es sich bei dieser Nutzung um eine kulturelle Einrichtung handelt. Etwaige Vergnü-
gungsstätten, die sich nicht an Erwachsene richten, könnten – soweit es sie überhaupt gibt 
- im Rahmen einer Befreiung (ggf. unter der Maßgabe des jederzeitigen Widerrufs) zuge-
lassen werden. 

2.2. Wesentlicher Planinhalt  

Der Planinhalt des Bebauungsplans soll sich auf die folgenden textlichen Festsetzungen 
beschränken: 

- Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Vergnügungsstätten nicht zulässig. 

- Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Bordelle und bordellartige Betriebe nicht 
zulässig. 

- Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Sexshops nicht zulässig. 

- Im Übrigen gelten die bisherigen Vorschriften und Festsetzungen. 
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2.3 Begründung einzelner Festsetzungen, Abwägung 

- Geltungsbereichsabgrenzung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst den zentralen Versorgungsbereich des 
bezirklichen Ortsteilzentrums Kranoldplatz (Lichterfelde Ost), der im bezirklichen Zentren-
konzept (zuletzt fortgeschrieben mit BVV-Beschluss vom 31. August 2011) dargestellt ist, 
sowie den angrenzenden Bereich des Jungfernstiegs südlich der Bahnhofstraße an der 
Bahntrasse, da durch die Aufgabe der Kleingartennutzung und die bestehende Nutzungs-
ausweisung als gemischtes Gebiet die Entwicklung derzeit noch nicht absehbar ist. 

Der zentrale Versorgungsbereich des Ortsteilzentrums Kranoldplatz wurde eingehend un-
tersucht und ist durch das bezirkliche Zentrenkonzept (BA-Beschluss vom 1. Februar 2005, 
zuletzt fortgeschrieben mit BVV-Beschluss vom 31. August 2011) hinreichend konkretisiert. 
Das Ortsteilzentrum Kranoldplatz (Lichterfelde Ost) ist auch im Stadtentwicklungsplan Zent-
ren 3 als Ortsteilzentrum dargestellt. Es ist somit ein zentraler Versorgungsbereich des Be-
zirks Steglitz-Zehlendorf, der zu erhalten und zu entwickeln ist.  

Die Bestandsaufnahme des Ortsteilzentrum Lichterfelde-Ost vom 11.04.2011 
(mit Ergänzung Februar 2012) hat folgende Nutzungen festgestellt: 
 
 

Oberhofer Weg 21 Friseur 
Gaststätte 

Oberhofer Weg 19 Wohnen 
Oberhofer Weg 17 Friseur 

Bekleidung 
Raumausstattung 

Oberhofer Weg 15 Fahrrad (Hinterhof) 
Buchhandlung 

Oberhofer Weg 13 Feinkost 
Schlüsseldienst 

Oberhofer Weg 11 Immobilien 
Schmuck, Accessoires 

Oberhofer Weg 9 Betten 
Oberhofer Weg 7 Reisebüro 

Bekleidung 
Oberhofer Weg 5 Bekleidung 

Bestattungen 
Oberhofer Weg 3 Bekleidung 

Bekleidung 
Oberhofer Weg/ 
Kranoldplatz 

1 Schreibwaren 
Backwaren 
Zeitungen, Tabakwaren 
Kunsthandwerk 
Hörgeräte 
Gaststätte 
Haushaltswaren (Euroshop) 

   
Oberhofer Weg 2 Apotheke 
Oberhofer Weg  Bank 
Oberhofer Weg 4 Optiker 

Kaffeehandel 
Oberhofer Weg 6 Getränke Hoffmann 
Oberhofer Weg 8 Bank 
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Kranoldplatz  1 Optiker 
Kranoldplatz 1A Bekleidung 
Kranoldplatz 2 Bank 

Gaststätte 
Fleischerei im Container (Ferdinand-
straße) 

   
Ferdinandstraße 31 Leerstand 

Leerstand 
Ferdinandstraß 32 Bekleidung (Second Hand) 
Ferdinandstraß 33 (Hinterhof) Fitness, Babyschwimmen 
Ferdinandstraß 34 Gaststätte 

Bekleidung (Discount) KIK 
Nahrungsmittel (BioCompany) 

Ferdinandstraß 35 Foto 
Spielwaren 
Hörgeräte 
Leerstand (Antrag Spielhalle) 
Friseur 
Juwelier 
Blumen 
Tchibo 

Ferdinandstraße/ 
Lankwitzer Straße 

 
1 

Süßwaren 
Zeitungen, Tabakwaren 
Musikalien 
Schreibwaren 
Bekleidung 
Schuhe 
Parfümerie 
Bekleidung 
Bank 
Haushaltswaren (Reste) 

Lankwitzer Straße 2 Bäckerei 
Butter Lindner 

Lankwitzer Straße 3 Optiker 
Apotheke 

Lankwitzer Straße 4/4
A 

Wohnen 

Lankwitzer Straße 5 Leerstand 
Lankwitzer Straße 6 Fahrschule 

Hörgeräte 
Lankwitzer Straße 7 Nails 
Lankwitzer Straße 8 Foto 

Handy 
Lankwitzer Straße 9 Zahntechnik 
Lankwitzer Straße   
K.-Wilhelm-Straße 6 Lidl 
K.-Wilhelm-Straße 4 Rewe 
Lankwitzer Straße 13-

17 
Imbissbuden: Eis, Tabak, Döner 
Telekom Ausbildungszentrum 
Büros zu vermieten 

Lankwitzer Straße 19 „LIO“ 
Matratzen 
Friseur 
Leerstand 
Juwelier 
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Kaisers 
Aldi 
Kiosk 
Rossmann 
Solarium, Fitness (2.OG) 
C&A (EG+1.OG) 
Leerstand 1.OG  

Lankwitzer Straße o.N
r. 

Blumen am Bahnhof 

Lankwitzer Straße 25 Leerstand 
Lankwitzer Straße 26 Gaststätte 

Bräunungsstudio (1.OG) 
Kranoldplatz 3 Café 

Blumen 
Hörgeräte 
Casino (1.OG) 

Kranoldplatz 4 Juwelier 
Handy 
Reinigung 
Kräuter 
Handy 

Kranoldplatz 5 Bekleidung 
Dekorationen 
Bank (EG+1.OG) 

Kranoldplatz 6 Stellwerk 
Imbiss 
Restaurant (OG) 

   
Jungfernstieg 4A Fahrschule 

Versicherung 
Jungfernstieg 4B Schuster 

Hörgeräte 
Schuhe 
Friseur 
Wollkleidung 
Café Rosenduft 
Reisebüro 
Geschenke 

Jungfernstieg 1 Alnatura Bio-Supermarkt 
 
 

In der städtebaulichen und nutzungsstrulturellen Analyse des Ortsteilzentrums Kranoldplatz 
(Lichterfelde Ost) wurde festgestellt, dass im Ortsteilzentrum Kranoldplatz bereits ein 
schwacher trading-down-Effekt festzustellen ist. Zudem wurde festgestellt, dass im Ortsteil-
zentrums Kranoldplatz (Lichterfelde Ost) in erheblichem Umfang (ca. 17%) langfristige 
Leerstände von Verkaufsflächen bestehen, die auf erhebliche Vermietungsschwierigkeiten 
(insbesondere im Einkaufszentrum Lio) hindeuten. Mit einer in der Bauberatung festgestell-
ten Nachfrage der auszuschließenden Nutzungen für die vakanten Verkaufsflächen (derzeit 
insbesondere nach – kerngebietstypischen - Spielhallen, denen bisher aufgrund der ge-
planten Größe keine Genehmigung in Aussicht gestellt werden konnte) ist von einem er-
heblichen Veränderungs-/Verwertungsinteresse für die langfristig leerstehenden Verkaufs-
flächen auszugehen. So werden seitens der Eigentümer, ähnlich dem Grundstück Ferdi-
nandstraße 31-35 (Ferdinadmarkt mit mehreren Geschäften), für das aufgrund eines die-
sem Bebauungsplan entgegenstehenden Spielhallenantrags eine Veränderungssperre er-
lassen wurde, bei Leerständen durchaus alternative Nutzungsmöglichkeiten (z.B. Vergnü-
gungsstätten, im weiteren auch bordellartige Betriebe oder Sexshops) in Erwägung gezo-
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gen. Hierbei wird im Falle von Vergnügungsstätten (Spielhallen) auch durch Aufteilung in 
mehrere kleinteilige – nicht kerngebietstypische – (ggf. auch unselbstständige gastronomi-
sche) Einheiten versucht, Genehmigungen für solche Nutzungen zu erlangen (z.B. Grund-
stück Ferdinandstraße 31-35, für das eine Veränderungssperre erlassen wurde). 

Um diesen Trend (insbesondere bei den vorliegenden langfristigen Leerständen von Ver-
kaufsflächen) entgegenzuwirken und um die Nutzungsvielfalt und die Attraktivität des 
Ortsteilzentrums zu erhalten, ist der Ausschluss von Nutzungen erforderlich, die diesen 
Trend befördern können. Dies hat der Bezirk erkannt und einen Bebauungsplan aufgestellt, 
der Vergnügungsstätten, Sexshops und Bordelle ausschließen soll. 

- Die auszuschließenden Nutzungen 

Bei den auszuschließenden Nutzungen (Vergnügungsstätten, Bordelle/bordellartige Betrie-
be und Sexshops) handelt es sich nicht um Hauptnutzungsarten in einem gemischten Ge-
biet, bzw. in einem beschränkten Arbeitsgebiet. Somit bleiben Grundstückseigentümern 
noch eine Vielzahl möglicher Nutzungsoptionen, so dass nicht von einem unzulässigen 
Eingriff in die Eigentumsrechte ausgegangen werden kann. 

Auch die Frage, ob der Ausschluss der zentrenunverträglichen Nutzungen zu einem gene-
rellen Ausschluss dieser Nutzung im Bezirk führt, ist zu verneinen, da der Großteil von Flä-
chen in gemischten Gebieten (Mischgebieten) und beschränkten Arbeitsgebieten (Gewer-
begebieten) nicht von dem Ausschluss der zentrenunverträglichen Nutzungen betroffen 
sind (so z.B. südlich des Plangebiets, nördlich der Kaiser-Wilhelm-Straße, südlich der Mor-
gensternstraße, im Bereich des Ostpreußendamms und der Giesensdorfer Straße). In die-
sem Zusammenhang ist auch die Reduzierung / Modifizierung und Aufteilung des Gel-
tungsbereichs des Bebauungsplanverfahrens 6-17B zu sehen; die daraus entwickelten Be-
bauungspläne beschränken sich auf die unmittelbaren Ortsteilzentren Leonorenstraße 
(Lankwitz) und Kranoldplatz (Lichterfelde Ost) sowie auf die diesen Zentren dienenden Be-
reiche, die im Zusammenhang mit den Ortsteilzentren wahrgenommen werden, bzw. das 
Bild / Image der Ortsteilzentren mit prägen. 

Die bestehende nicht kerngebietstypische Spielhalle mit 92m² (Kranoldplatz 3, im ersten 
Obergeschoß) im Geltungsbereich des Bebauungsplans, die bauordnungsrechtlich geneh-
migt wurde, unterliegt dem Bestandsschutz und ist in ihrer Existenz nicht gefährdet. Erwei-
terungsmöglichkeiten der bestehenden Spielhalle sind baulich nicht gegeben, da die Nut-
zungseinheit im ersten Obergeschoss über kein Erweiterungspotential verfügt. Eine Hinzu-
nahme von Flächen (z.B. im Erdgeschoss) würde aus städtebaulicher Sicht zu einer ande-
ren städtebaulichen Beurteilung (kerngebietstypische Spielhalle) führen und wäre somit 
ebenfalls nicht genehmigungsfähig. Da also der Bestand dieser Spielhalle trotz der Fest-
setzung des Bebauungsplans gesichert ist, entsteht kein Planungsschaden gemäß § 42 
BauGB. Zudem wäre die Frist des § 42 Abs. 2 BauGB vorliegend verstrichen, es würde 
auch diesem Nutzer kein Sonderopfer abverlangt, da alle Eigentümer und Nutzer im Plan-
gebiet gleichmäßig von der Festsetzung erfasst werden. Wie dargelegt, kann die verwirk-
lichte Nutzung fortgesetzt werden, in diese wird nicht gemäß § 42 Abs. 3 BauGB eingegrif-
fen. 

Die Belange der Grundstückseigentümer werden mit den Festsetzungen des Bebauungs-
plans durch die Einschränkung der Nutzungsmöglichkeiten zwar erkennbar berührt, jedoch 
müssen diese Belange gegenüber den Belangen der Erhaltung der Attraktivität des 
Ortsteilzentrums zurücktreten. Letztendlich führt die Ausübung der auszuschließenden Nut-
zungen erfahrungsgemäß zu einer Minderung der Attraktivität des Ortsteilzentrums, die 
letztendlich alle Grundstückseigentümer und Betriebsinhaber (insbesondere von Geschäf-
ten) in Form von sinkenden Mietennahmen und Umsatzrückgängen spüren. Zwar sind 
Vermietungsschwierigkeiten, insbesondere bei großen Flächen, problematisch, jedoch bie-
tet sich den Grundstückseigentümern ein breites Spektrum von Nutzungsmöglichkeiten (so 
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z.B. Büro- und Verwaltungsnutzungen), wenn auch bei einem etwas reduzierten Mietzins. 
In der Abwägung ist dies im Einzelfall jedoch hinzunehmen, da anderenfalls, bei einem Ab-
sinken des Niveaus im Ortsteilzentrum alle Eigentümer mit Vermietungsproblemen zu 
kämpfen hätten. Bei der gebotenen Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB war also aus den 
dargestellten Gründen der Sicherung und Erhaltung der Nutzungsvielfalt und der Nut-
zungsmischung sowie des Versorgungszentrums an sich der Vorrang einzuräumen. Die 
Belange der Grundstücksbesitzer werden nicht so stark berührt. Ein anziehendes Ortsteil-
zentrum ist auch für Grundstücksbesitzer und Grundstückseigentümer in Gebiet letztlich ein 
Gewinn. Es werden also auch deren Belange angemessen berücksichtigt. 

Hinsichtlich des Ausschlusses der zentrenunverträglichen Nutzungen sind auch in Literatur 
und Rechtsprechung keine Anhaltspunkte aufgeführt, die bei einem sich real abzeichnen-
den trading-down-Effekt gegen die Inhalte des Bebauungsplans sprechen. Im Rahmen der 
Rechtsprechung wurde bestätigt, dass, wenn besondere städtebauliche Gründe vorliegen, 
durch einen Bebauungsplan zentrenschädliche Nutzungen im Bereich der Zentren zur Ver-
hinderung eines trading-down-Effekts ausgeschlossen werden können (jüngst: BVerwG 
Beschluss vom 4. September 2008 – 4 BN 9.08). 

Insoweit kann es städtebaulich erforderlich sein, dass in den zentralen Versorgungsberei-
chen Vergnügungsstätten, Sexshops und Bordelle ausgeschlossen werden, wenn durch die 
Ansiedlung dieser Nutzungen die Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 8 Buchst. a) (Belange der 
Wirtschaft, verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung), Nr. 3 (soziale und kulturelle 
Bedürfnisse der Bevölkerung), Nr. 4 (Erhalt und Entwicklung vorhandener Ortsteile und 
zentraler Versorgungsbereiche) und Nr. 1 BauGB (gesunde Wohnverhältnisse) berührt 
werden. 

Dies ist hier der Fall. Wie die städtebauliche und nutzungsstrukturelle Analyse des Ortsteil-
zentrums Kranoldplatz (Lichterfelde-Ost) gezeigt hat, funktioniert das Ortsteilzentrum Kar-
noldplatz noch relativ gut, jedoch sind Schwächungstendenzen nicht zu übersehen. Hierbei 
ist in der Lankwitzer Straße und im Bahnhofsumfeld eine Tendenz des Niveauabfalls zu 
beobachten, der sich in der Güte des Ladenbesatzes und erheblichen Leerständen wider-
spiegelt. So ist die vermehrte Ansiedlung von Läden mit Billigware zu verzeichnen (kik-
Textil-Diskount, Euroshop, Francesca – Haushaltswaren/Geschenkartikel). Zusammen mit 
der Verkehrsbelastung und der geringen Aufenthaltsqualität der Lankwitzer Straße und der 
mittleren städtebaulich-architektonisch Qualität (die Gebäude weisen keine einheitliche 
Baustruktur auf) bestehen im Straßenzug Königsberger Straße/ Kranoldplatz/ Lankwitzer 
Straße erhebliche Vermietungsschwierigkeiten, die sich in den Leerständen zeigen, so 
dass ein weiterer Niveauabfall zu befürchten ist. 

Einhergehend mit diesem Niveauabfall ist ein weiteres Nachrücken weiterer „Billiganbieter“, 
wie auch weiterer Dienstleistungen (Massagestudios, Bräunungsstudios, bordellartiger Be-
triebe), Vergnügungsstätten (Casino, Wettbüros, Peepshows) und Sexshops zu befürchten. 
Ziel des Bebauungsplans ist es diesem Trend entgegenzuwirken und so die bestehenden 
Identität stiftenden alteingesessenen Läden (Schuhe, Mode, Musikalien) und Nutzungen 
(Wochenmarkt) zu stärken und insgesamt ein funktionierendes Zentrum zu erhalten, wel-
ches von den Bewohnern und Käufern besucht wird. Dazu gehört auch ein ansprechendes 
optisches Bild, diesem Anspruch werden Vergnügungsstätten vor allem Spielhallen (deren 
Schaufenster keinen Einblick gewähren sollen) und Sexshops nicht gerecht. Spielhallen 
haben oft mit grellen Farben verkleidete Scheiben, Sexshops verfügen ebenfalls oft über 
eine anreizende Gestaltung. Dies wird von der Mehrzahl der Bevölkerung als unangenehm 
empfunden, daher werden diese Bereiche gemieden, auch wenn sich dort noch andere 
Geschäfte befinden. Diese Geschäfte spüren den nachlassenden Kundenstrom und wer-
den sich günstigere Lagen suchen. Es entsteht dann weiterer Leerstand und die oben er-
läuterte Sogwirkung (Nachzug weiterer derartiger Einrichtungen) tritt ein. 

Dass die Alarmzeichen des Niveauabfalls ernst zu nehmen sind, zeigt sich augenfällig in 
der zahlreichen Nachfrage nach Standorten für Spielhallen/ Casinos. Mit zunehmenden 
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Vermietungsschwierigkeiten, insbesondere auch wegen der hohen Verkehrsbelastung und 
des Bahnhofsumfelds mit geringer Aufenthaltsqualität, erscheint eine Vermietung an die im 
Bebauungsplan auszuschließenden Nutzungen zunehmend lukrativer, so dass ein Abkip-
pen des Ortsteilzentrums zu befürchten ist (trading-down-Effekt). Bei einem Hereindrängen 
der auszuschließenden Nutzungen in die leerstehenden Flächen (derzeit ca. 17% der Ver-
kaufsflächen) dürfte der Niveauabfall (trading-down-Effekt) unumkehrbar sein. 

Bordelle/bordellartige Betriebe sollten ausgeschlossen werden, um das Gebiet als Einzel-
handelsstandort zu stärken. Auch derartige Betriebe machen auf ihre Dienste oft in unan-
genehmer Weise aufmerksam. Auch wenn rein äußerlich davon möglicherweise keine so 
nachteiligen Wirkungen ausgehen, so ist doch den Nachbarn und in der Umgebung rasch 
bekannt, um welchen Betrieb es sich handelt. Schon dieses Wissen veranlasst Besucher, 
die diese Dienste nicht in Anspruch nehmen wollen, die Umgebung zu meiden und be-
nachbarte Geschäfte nicht mehr aufzusuchen. Es tritt dann der oben geschilderte Effekt 
ein. Eine solche Abwanderung würde gerade das hier verfolgte Ziel der Stärkung und Er-
haltung sowie Aufwertung der Gegend Einzelhandel und Dienstleistungen dort zu sichern, 
die Anziehungskraft und die Nutzungsvielfalt des Ortsteilszentrums Kranoldplatz zu bewah-
ren, verhindern. Die Funktion der Versorgung mit Waren des täglichen Bedarfs ist für die 
dort wohnenden Menschen wichtig und stärkt ihre Verbundenheit mit ihrem Wohnumfeld. 
Diese wünschenswerte Identifizierung wird durch ein Bordell oder bordellartigen Betrieb 
gestört. Derartige Betriebe passen hier nicht in das städtebauliche Erscheinungsbild, da sie 
doch wesentlich anders sind, als die jetzigen Nutzungen, die unter 2.3 der Begründung 
aufgelistet wurden. Sie sind nicht mit dem Charakter der Umgebung verträglich. Solche Be-
triebe werden einem bestimmten Milieu zugeordnet, die meisten Menschen betrachten der-
artige Betriebe mit einem gewissen Unbehagen. Von einer prostitutiven Einrichtung wie 
Bordell oder bordellartiger Betrieb gehen regelmäßig negative milieubedingte Auswirkun-
gen auf das das Umfeld prägende soziale Klima aus, wie z. B. verstärkter Kraftfahrzeug-
verkehr oder das Ansprechen unbeteiligter Passanten (vgl. Bundesverwaltungsgericht 
25.3.2004, 4 B 15.04, OVG Berlin-Brandenburg 15.5.2007, 2 S 26.07, Verwaltungsgericht 
Berlin 31.8.2010, 13 A 78.07). Diese Auswirkungen wären negativ für die Ziele des Bebau-
ungsplans, das Zentrum zu stärken und den Einzelhandel dort zu fördern. 

Städtebauliches Ziel ist die Standortsicherung und Aufwertung von Einzelhandel und 
Dienstleistungen, die Funktionserfüllung und Sicherung des Ortsteilzentrums Kranoldplatz, 
die Sicherung, Wiedererlangung und Förderung der Attraktivität und Nutzungsvielfalt des 
Ortsteilzentrums und die Sicherung als Wohnstandort. Für die Bewohner im Umfeld erfüllt 
dieses Ortsteilzentrum wichtige Funktionen, wie Wohnen, Arbeiten und die Versorgung mit 
Waren und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs. Die im Bebauungsplan auszuschlie-
ßenden Nutzungen stehen diesem Ziel entgegen. 

2.4 Zusammenfassung der Abwägung 

In dem zentralen Versorgungsbereich des Ortsteilzentrums Kranoldplatz (Lichterfelde-Ost) 
werden mit dem Bebauungsplan Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellartige Betriebe 
sowie Sexshops als zentrenunverträgliche Nutzungen ausgeschlossen, da durch die An-
siedlung dieser Nutzungen die Belange des § 1 Abs. 6 Nr. 8 Buchst. a) (Belange der Wirt-
schaft, verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung), Nr. 3 (soziale und kulturelle Bedürf-
nisse der Bevölkerung), Nr. 4 Erhalt und Entwicklung vorhandener Ortsteile und zentraler 
Versorgungsbereiche und Nr. 1 BauGB (gesunde Wohnverhältnisse) berührt werden. 

Aufgrund der aktuellen Entwicklung (zahlreiche Anfragen hinsichtlich dieser Nutzungen, 
derzeit insbesondere zu Spielhallenstandorten, sowie erheblichen langfristigen Leerständen 
von Verkaufsflächen) und mangelnder Steuerungsmöglichkeiten mit dem übergeleiteten 
Planungsrecht des Baunutzungsplans war es erforderlich diesen Bebauungsplan aufzustel-
len, da anderenfalls mit zunehmender Ansiedlung dieser Nutzungen sich der schwach fest-
zustellende trading-down-Effekt verstärkt und das Ortsteilzentrum seine Funktion verliert. 
Bei einem Hereindrängen der auszuschließenden Nutzungen in die leerstehenden Flächen 
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(derzeit ca. 17% der Verkaufsflächen) dürfte der Niveauabfall (trading-down-Effekt) unum-
kehrbar sein. Insoweit sind die besonderen städtebaulichen Gründe im Sinne des § 1 Abs. 
9 BauNVO 90 aufgrund der hohen Leerstände gegeben, die den Ausschluss dieser zentre-
nunverträglichen Nutzungen rechtfertigen. Es entspricht einem allgemeinen städtebauli-
chen Erfahrungsgrundsatz, dass sich Vergnügungsstätten (wie auch Bordelle, bodellartige 
Betriebe und Sexshops) negativ auf ihre Umgebung auswirken können und zentrale Ver-
sorgungsbereiche nachhaltig stören. 

Der Ausschluss dieser zentrenunverträglichen Nutzungen führt nicht zu einer wesentlichen 
Einschränkung der Nutzungsmöglichkeiten der Grundstücke, da die Hauptnutzungsarten in 
den Baugebieten weiterhin verwirklicht werden können. Somit sind auch die Grundzüge der 
bestehenden Planung nicht berührt. 

Da sich der Geltungsbereich nur auf das unmittelbare Zentrum und einen kleinen unmittel-
bar angrenzenden Bereiche beschränkt, verbleiben weiterhin Möglichkeiten zur Verwirkli-
chung der ausgeschlossenen Nutzungen im Bezirk Steglitz-Zehlendorf. Gemäß § 1 Abs. 5 
i.V.m. Abs. 9 BauNVO 90 kann daher der Bebauungsplan festsetzen, dass diese bestimm-
ten Arten von Nutzungen nicht zulässig sind, weil die oben angeführten besonderen städte-
baulichen Gründe dies rechtfertigen. 

III. Auswirkungen des Bebauungsplans  

1. Belange des Allgemeinwohls  

Seit Ende 2007 ist im Bezirk in den Bereichen mit bedeutender geschäftlicher Nutzung 
auch wegen verstärkter Leerstände eine verstärkte Nachfrage nach Spielhallenstandorten 
festzustellen. Ziel ist es, die Nutzungsvielfalt und Attraktivität der Ortslagen mit bedeutender 
geschäftlicher Nutzung zu erhalten. Eine vermehrte Ansiedlung von Spielhallen, wie auch 
von Sexshops und Bordellen steht diesem Ziel entgegen, da aufgrund des Nutzungstyps 
(geprägt durch blickdichten Scheiben und für ausschließlich volljährige Kunden) ein trading-
down-Effekt befördert wird. 

Durch die Ansiedlung dieser zentrenunverträglichen Nutzungen werden die Belange des § 
1 Abs. 6 Nr. 8 Buchst. a) (Belange der Wirtschaft, verbrauchernahe Versorgung der Bevöl-
kerung), Nr. 3 (soziale und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung), Nr. 4 (Erhalt und Ent-
wicklung vorhandener Ortsteile und zentraler Versorgungsbereiche) und Nr. 1 BauGB (ge-
sunde Wohnverhältnisse) erheblich berührt. Aufgrund der erheblichen Leerstände und den 
damit verbundenen Vermietungsschwierigkeiten sind die besonderen städtebaulichen 
Gründe gegeben, die einen Ausschluss von Vergnügungsstätten, Bordellen und Sexshops 
rechtfertigen um im Sinne des Allgemeinwohls dem sich abzeichnenden trading-down-
Effekt des Ortsteilzentrums Kranoldplatz (Lichterfelde Ost) entgegenzuwirken. 

2. Maßnahmen zur Sicherung der Planung  

Zur Sicherung der Planung wurde für das Grundstück Ferdinandstraße 31-35 die Verände-
rungssperre 6-17B/37 gemäß § 14 BauGB erlassen. Auf diesem Grundstück wurde die 
Nutzungsänderung einer Gaststätte in eine Spielhalle beantragt. Die Veränderungssperre 
wurde in der Bezirksamtssitzung am 7. April 2009 (B-Nr. 439/2009) und in der Bezirksver-
ordnetenversammlung (BNr: 673) am 20. Mai 2009 beschlossen. 

Mit Bekanntmachung der Veränderungssperre im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
(GVBl. 65. Jahrgang, Nr. 14 vom 13. Juni 2009, S. 271) trat die Veränderungssperre am 
14. Juni 2009 in Kraft. Vor Erlass der Veränderungssperre wurde der Bauantrag mit Be-
scheid Nr. 2007/1748 vom 25. Juli 2008 gemäß § 15 Abs. 1 BauGB für einen Zeitraum von 
zwölf Monaten zurückgestellt. Gemäß § 17 Abs. 1 BauGB tritt die Veränderungssperre 
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nach Ablauf von zwei Jahren außer Kraft, wobei auf die Zweijahresfrist der seit Zustellung 
der ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach § 15 Abs. 1 BauGB abgelaufene Zeit-
raum anzurechnen ist. 

Während dieser Zeit konnte das Bebauungsplanverfahren nicht zur Festsetzung und damit 
zum Abschluss gebracht werden. Eine Verlängerung der Veränderungssperre 6-17B/37, 
nunmehr 6-17Ba/37, um ein Jahr gemäß § 17 Abs. 1 Satz 3 BauGB war daher zur Siche-
rung erforderlich und erfolgte mit den Beschlüssen in der Bezirksamtssitzung am 27. April 
2010 (B-Nr. 712/2010) und der Bezirksverordnetenversammlung (BNr. 968) am 16. Juni 
2010. Mit Bekanntmachung der Veränderungssperre im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin (GVBl. 66. Jahrgang, Nr. 16 vom 10. Juli 2010, S. 346) trat die Verlängerung der 
Veränderungssperre am 11. Juli 2010 in Kraft. 

Auch während dieser Zeit konnte das Bebauungsplanverfahren nicht zum Abschluss ge-
bracht werden, da der Bebauungsplan nach der Rechtskontrolle noch nicht festgesetzt 
werden konnte. Somit wurde eine weitere Verlängerung der Veränderungssperre erforder-
lich. Am 24. Mai 2011 hat das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf die weitere Verlängerung der 
Veränderungssperre 6 – 17 Ba / 37 [Ferdinandstraße 31 - 35] um ein weiteres Jahr bis zum 
24. Juli 2012 beschlossen. Am 22. Juni 2011 wurde die weitere Verlängerung der Verände-
rungssperre 6-17Ba / 37 von der Bezirksverordnetenversammlung (Beschluss Nr. 1246) 
beschlossen. Mit Bekanntmachung der Veränderungssperre im Gesetz- und Verordnungs-
blatt für Berlin (GVBl. 67. Jahrgang, Nr. 17 vom 9. Juli 2011, S. 323) trat die Verlängerung 
der Veränderungssperre am 10. Juli 2011 in Kraft. 

3. Grundsätze für soziale Maßnahmen  

Die Einschränkung der zulässigen Nutzung betrifft lediglich Unterarten der zulässigen Nut-
zung, die die wirtschaftliche Verwertbarkeit der Grundstücke nicht wesentlich einschränken. 
Die zentralen Nutzungsarten in den bestehenden Baugebieten bleiben unangetastet. 

Wesentliches Ziel der Einschränkung der Nutzungsmöglichkeiten ist die Erhaltung der Att-
raktivität der Ortsteilzentren. Die Erforderlichkeit sozialer Maßnahmen ist nicht ersichtlich. 

4. Auswirkungen auf die Umwelt  

Durch den Bebauungsplan soll die Art der baulichen Nutzung nicht geändert werden. Ledig-
lich Unterarten der zulässigen Nutzungsarten sollen ausgeschlossen werden, die zudem 
nicht zu den zulässigen Hauptnutzungsarten zählen. Vor diesem Hintergrund sind keine 
Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten. 

5. Haushaltsmäßige Auswirkungen  

Bei Festsetzungen des Bebauungsplans werden Vergnügungsstätten, Bordelle und Sex-
shops ausgeschlossen. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet eine Spielhalle 
(nicht kerngebietstypische Vergnügungsstätte), die dem Bestandsschutz unterliegt, da sie 
rechtmäßig genehmigt wurde. Erweiterungsmöglichkeiten dieser Nutzung werden pla-
nungsrechtlich auch nach dem bisher geltenden Planungsrecht nicht gesehen, da die Nut-
zung eine Größe von 92m² aufweist und eine Erweiterung die Überschreitung der Schwelle 
zu einer im gemischten Gebiet unzulässigen kerngebietstypischen Vergnügungsstätte zur 
Folge hätte. Da die bestehende Spielhalle Bestandsschutz genießt und nach bisherigem 
Planungsrecht Erweiterungen unzulässig sind, sind Entschädigungen bei Aufhebung der 
zulässigen Nutzung (§ 42 BauGB) nicht zu erwarten. 

Insoweit werden bei Festsetzung des Bebauungsplans keine Auswirkungen auf den Haus-
halt erwartet. 
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IV. Verfahren  

- Aufstellung des Bebauungsplans nach § 13 BauGB – vereinfachtes Verfahren – 

Die Planungsziele des Bebauungsplans berühren nicht die Grundzüge der Planung. Da 
sowohl eine öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB – Beteiligung der Öffentlichkeit - 
(vgl. § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB) als auch eine Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB – Beteili-
gung der Behörden - (vgl. § 13 Abs. 2 Nr. 3 BauGB) durchgeführt wird, sind keine Anhalts-
punkte ersichtlich, die einer Anwendung des § 13 BauGB – vereinfachtes Verfahren – ent-
gegenstehen könnten. 

Auch im Rahmen des Anzeigeverfahrens gemäß § 5 AG BauGB wurden keine Bedenken 
gegen die Anwendung des § 13 BauGB geltend gemacht. (Gegen die Durchführung von 
vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB bestehen grundsätzlich keine Bedenken, da 
nur eine Unterart einer zulässigen Nutzung ausgeschlossen werden soll und die Art der 
Nutzung nicht Planungsanlass bzw. Abwägungsschwerpunkt der im Planbereich bereits 
festgesetzten und nun zu ändernden Bebauungspläne ist. – vgl. Schreiben SenStadt II C 3-
6142/6-17B vom 21.07.08 zur Anzeige der Bebauungspläne 6-17B,6-16B und 6-18B – ähn-
lich Schreiben SenStadt I B 13 vom 21.07.08.) 

Durch den Bebauungsplan soll die Art der baulichen Nutzung nicht geändert werden. Ledig-
lich Unterarten der zulässigen Nutzungsarten sollen ausgeschlossen werden, die zudem 
nicht zu den zulässigen Hauptnutzungsarten zählen (die auszuschließenden Nutzungen 
sind nach heutiger Auffassung in den Baugebieten zumeist nur ausnahmsweise zulässig). 

Somit handelt es sich um Planänderungen, die zwar für einzelne oder mehrere Grundstü-
cke von erheblicher Bedeutung sein mögen, die aber die der Planung insgesamt zugrunde 
liegende städtebauliche Konzeption und Austarierung der unterschiedlichen Interessen 
nicht ändert. 

Durch die Ergänzung des Bebauungsplans werden weder Vorhaben zulässig, die einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen, noch sind Anhaltspunkte ersichtlich, dass Vorha-
ben zulässig werden, die die Erhaltungsziele und Schutzgüter der FFH Richtlinie oder der 
Vogelschutzrichtlinie beeinträchtigen. 

Die Anwendung des § 13 BauGB – vereinfachtes Verfahren - erscheint somit in diesem Fall 
zulässig. 

- Senatsinformation 

Gemäß § 5 AGBauGB und Artikel 13 des Landesplanungsvertrags wurden die Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung und die gemeinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg von 
der Absicht des Bezirks Steglitz-Zehlendorf informiert, den Bebauungsplan 6-17B aufzustel-
len. 

Mit Schreiben SenStadt IB 13 vom 21. 07. 2008 teilte die Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung mit, dass die Ziele des Bebauungsplans im Hinblick auf die gesamtstädtische Pla-
nung aus dem Flächennutzungsplan entwickelt sind, keine sonstigen thematischen und teil-
räumlichen Entwicklungsplanungen betroffen sind, die regionalplanerischen Festlegungen 
des Flächennutzungsplans beachtet wurden und dringende Gesamtinteressen Berlins i.S.v. 
§ 7 Abs. 1 AGBauGB nicht betroffen sind. Zudem wurde mitgeteilt, dass gegen eine Durch-
führung eines vereinfachten Verfahrens gemäß § 13 BauGB grundsätzlich keine Bedenken 
bestehen, da nur eine Unterart einer zulässigen Nutzung ausgeschlossen werden soll und 
die Art der baulichen Nutzung nicht Planungsanlass bzw. Abwägungsschwerpunkt der zu 
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ändernden Bebauungspläne ist. Darüber hinaus wurde angeregt den Geltungsbereich zu 
überprüfen, da das Erfordernis der geplanten Festsetzung nicht nachvollziehbar ist. 

Mit Schreiben SenStadt II C 3-6142/6-17B vom 21. 07. 2008 wurde diese Auffassung bes-
tätigt und in Teilen (bezüglich des Planungsrechts) konkretisiert. 

Mit Schreiben der gemeinsamen Landesplanung (GL 8.1) vom 24. Juni 2008 wurde mitge-
teilt, dass durch die Überplanung der in Rede stehenden Fläche die Grundsätze aus § 5 
Abs. 4 LEPro und LEP eV berücksichtigt werden. Der Bebauungsplan ist damit an die Er-
fordernisse der Raumordnung angepasst. Zudem sind Regelungen, die der vorgelegten 
Planung entgegenstehen könnten, derzeit nicht vorgesehen. 

- Einleitungsbeschluss Bezirksamt und Bekanntmachun g Amtsblatt 

Das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin hat in seiner Sitzung am 15. Juli 2008 be-
schlossen, den Bebauungsplan 6-17B für das Gelände zwischen Leonorenstraße, Bern-
kasteler Straße, Bruchwitzstraße, Melanchthonstraße, Paul-Schneider Straße, Gallwitzal-
lee, Thaliaweg, Dillgesstraße, Ursulastraße, Barbarastraße, Ingridpfad, Seydlitzstraße, 
Derfflingerstraße, Jägerstraße, Oberhofer Weg, Brauerstraße und entlang der Anhalter 
Bahntrasse sowie die Grundstücke Oberhofer Weg 2/12 und 16/22, Jägerstraße 30 und 
Brauerstraße 1-3 im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteile Lankwitz und Lichterfelde im ver-
einfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB aufzustellen. 

Der Beschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt für Berlin (ABl. Nr. 34) auf 
Seite 1878 ortsüblich bekannt gemacht. 

- Beschluss zur Aufteilung und Modifizierung des Ge ltungsbereichs des Bebauungs 
   plans 6-17B 

In seiner Sitzung am 24. 11. 2009 hat das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf beschlossen den 
Geltungsbereich des am 15. Juli 2008 aufgestellten Bebauungsplan 6-17B zu reduzieren 
und den Bebauungsplan gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetz-
buchs (AG BauGB) in die Bebauungspläne 6-17Ba, 6-17Bb und 6-17Bc aufzuteilen, sowie 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans 6-17Ba um das Gelände zwischen Bahnhof-
straße, Bahntrasse, Königsberger Straße und Jungfernstieg (Grundstücke Jungfernstieg 1-
4a) zu erweitern. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 6-17Ba umfasst die Grundstücke Kranoldplatz 
1-6, Lankwitzer Str. 1-9, 13-17, 19, 25-26, Lorenzstraße 1-1A, Ferdinandstraße 31-35, 
Oberhofer Weg 1/21 und 2/8, sowie das Gelände zwischen Bahnhofstraße, Bahntrasse, 
Königsberger Straße und Jungfernstieg im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Lichterfelde. 

Der Beschluss über die Neufassung des Geltungsbereichs und die Aufteilung des Bebau-
ungsplanverfahrens 6-17B wurde mit Veröffentlichung im Amtsblatt für Berlin am 12. Feb-
ruar 2010 Nr. 6 auf Seite 189 ortsüblich bekannt gemacht. 

Die zuständige Senatsverwaltung für Stadtentwicklung wurde über die Änderung des Be-
schlusses über die Aufstellung des Bebauungsplans 6-17B mit Schreiben vom 1. Februar 
2010 unterrichtet. Mit Schreiben SenStadt IIC37 vom 3. März 2010 wurde Seitens der Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung mitgeteilt, dass gegen den Beschluss über die Ände-
rung des Beschlusses über die Aufstellung des Bebauungsplans 6-17B keine Bedenken 
bestehen, da die Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan gegeben ist, sonstige Ent-
wicklungsplanungen nicht berührt werden, regionalplanerische Festlegungen beachtet wer-
den und dringende Gesamtinteressen Berlins nicht berührt werden. 
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- Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 7. April 2010 um Stellungnahme 
zum Planentwurf und der Begründung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB aufgefordert. 

Von den beteiligten Stellen wurden keine Anregungen und Bedenken vorgetragen die der 
Planung entgegenstehen könnten. Lediglich vom Umweltamt wurde vorgebracht, dass sich 
im Plangebiet einige Flächen befinden, die im Bodenbelastungskataster des Landes Berlin 
verzeichnet sind. Da diese Flächen keine Auswirkungen auf das Ziel des Bebauungsplanes 
haben, muss die Altlastenproblematik nicht vertiefend betrachtet werden. Dieser konkreti-
sierende Hinweis wird in die Begründung eingearbeitet. 

In seiner Sitzung am 31. 08. 2010 hat das Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf das Ergebnis der 
Abwägung der im Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beschlos-
sen, sowie den sich aus der Abwägung ergebenden Entwurf des Bebauungsplanentwurf 6-
17Ba einschließlich der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 

- Öffentliche Auslegung 

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB des Bebauungsplanentwurfs 6-17Ba 
fand in der Zeit vom 04. Oktober 2010 bis einschließlich 04. November 2010 statt. Die öf-
fentliche Auslegung wurde im Amtsblatt für Berlin Nr. 39 vom 24. September 2010 auf Seite 
1595 ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass 
das Bebauungsplanverfahren gemäß §13 Baugesetzbuch als vereinfachtes Verfahren ohne 
Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 des Baugesetzbuchs  durchgeführt wird. Es wurde dar-
auf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt 
bleiben können und ein Antrag nach § 47 Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, so-
weit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der 
Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber geltend gemacht werden 
können. 

Zudem wurde durch Anzeigen am 01. Oktober 2010 in zwei Berliner Tageszeitungen, Aus-
hänge in den Schaukästen des Bezirksamts und auf der Internetseite des Fachbereichs 
Stadtplanung auf die öffentliche Auslegung hingewiesen. 

Während dieser Zeit informierten sich 21 Bürger/innen. Es wurden 5 schriftliche Stellung-
nahmen zu der Planung vorgebracht, wobei 1 Schriftstück von 34 Bürger/innen unter-
schrieben wurde. 

Die Bürger/innen wenden sich im Wesentlichen gegen die Ansiedlung von Spielhallen, Sex-
shops, Bordellen etc. im Plangebiet. Dies zeigt die Befürchtungen der Bürger/innen vor ei-
nem trading-down-Effekt, also einem vermehrten Einsickern der auszuschließenden Nut-
zungen und der damit einhergehenden Milieuverschiebung. Vor diesem Hintergrund wird 
deutlich, dass der Ausschluss dieser Nutzungen seitens der Bevölkerung unterstützt wird. 

Zwei Anregungen von Bürgerinnen hinsichtlich einer Nutzung der ehemaligen Kleingarten-
anlage Jungfernstieg als Grünanlage mit Kinderspielplatz oder als Park+Ride-Parkplatz 
kann in diesem Bebauungsplan planungsrechtlich nicht gefolgt werden, da solche Festset-
zungen eine Änderung der Art der baulichen Nutzung (Baufläche zu Grünfläche oder Ver-
kehrsfläche für den ruhenden Verkehr) beinhalten und somit die Grundzüge der Planung 
berühren. Das Bebauungsplanverfahren wird jedoch als vereinfachtes Verfahren gemäß 
§ 13 BauGB durchgeführt, durch das die Grundzüge der Planung nicht berührt werden dür-
fen. 
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Zudem wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgaben-
bereich durch die Planung berührt werden kann, mit Schreiben vom 30. September 2010 
über die Auslegung des Bebauungsplanentwurfs 6-17Ba informiert. Zwei Träger äußerten 
sich schriftlich und teilten mit, dass gegen die Planung keine Bedenken bestehen (BVG – 
Berliner Verkehrsbetriebe), bzw. die im Rahmen der Behördenbeteiligung abgegebene 
Stellungnahme weiterhin Bestand hat (Berliner Wasserbetriebe). 

- Zustimmung der BVV 

Der Entwurf des Bebauungsplans einschließlich Begründung wurde am 01. Januar 2011 
vom Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf beschlossen. Die Bezirksverordnetenversammlung hat 
den Bebauungsplanentwurf einschließlich Begründung am 19. Januar 2011 beschlossen.  

- Rechtskontrolle gemäß § 6 Abs. 4 AG BauGB 

Mit Schreiben Stapl 33/6-17B vom 25. Januar 2011 wurde der Bebauungsplan gemäß § 6 
Abs. 4 AG BauGB der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung zur Durchführung der 
Rechtskontrolle übersandt. 

Mit Schreiben SenStadt II C 3–6142/6-17BA vom 25. März 2011, (als Mail übersandt) wur-
de mitgeteilt, dass der Bebauungsplan 6-17Ba insbesondere wegen der unvollständigen 
Geltungsbereichsbeschreibung des Bebauungsplans, das Grundstück Lankwitzer Straße 
24 wird nicht erfasst, zu beanstanden sei und daher vom Bezirksamt noch nicht festgesetzt 
werden kann. Das Schreiben mit ausführlichen Erläuterungen der Beanstandungen und 
weiteren Hinweisen wird in Kürze nachgereicht. Das ausführliche Schreiben vom 28. März 
2011 wurde nachfolgend übersandt. 

Hierin wurde die fehlende Anstoßwirkung aufgrund der unvollständigen Geltungsbereichs-
beschreibung (das Grudstück Lankwitzer Straße 24 wurde im Titel des Bebauungsplans 
nicht erfasst) beanstandet. Da das Grundstück bereits zum Zeitpunkt der Behördenbeteili-
gung und der öffentlichen Auslegung nicht im Titel geführt wurde, wird vor erneutem BVV-
Beschluss mindestens eine erneute Beteiligung nach § 4a Abs. 3 BauGB erforderlich. 

Des weiteren wird eine fehlende Rechtsgrundlage bei der Formulierung der textlichen Fest-
setzung Nr. 1 gesehen, da gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO ‚nur bestimmte Arten der in den 
Baugebieten allgemein oder ausnahmsweise zulässigen baulichen Anlagen zulässig oder 
nicht zulässig sind oder nur ausnahmsweise zugelassen werden können’, sofern besondere 
städtebauliche Gründe dies rechtfertigen und es sich bei diesen Arten um Nutzungstypen 
handelt. Dies ist bei der Formulierung der textlichen Festsetzung, die Vergnügungsstätten 
danach unterscheidet, dass sie sich an die Zielgruppe der Erwachsenen richtet nicht der 
Fall; insoweit fehlt der bodenrechtliche Bezug. 

Zudem mangelt es an der Darlegung besonderer städtebaulicher Gründe für den Aus-
schluss von Spielhallen. Lediglich die Verhinderung eines sogenannten trading-down-
Effekts kann einen besonderen städtebaulichen Grund im Sinne des § 1 Abs. 9 BauNVO 
darstellen, der den Ausschluss von Vergnügungsstätten rechtfertigen kann. Ob ein solcher 
Trading-down-Effekt zu bejahen ist richtet sich nach den konkreten Umständen der städte-
baulichen Konfliktlage. Der dargelegte Vorsorgeaspekt bedarf ebenfalls besonderer städte-
baulicher Gründe. 

Auch fehlt die Darlegung besonderer städtebaulicher Gründe für den Ausschluss von Bor-
dellen und bordellartigen Betrieben. Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein beschränk-
tes Arbeitsgebiet, wobei diese Flächen derzeit von einem Einkaufszentrum (LIO) und einem 
Berufsbildungszentrum genutzt werden und womöglich kein Ausschlusserfordernis besteht. 
Im gemischten Gebiet des Plangebiets sind Bordelle und bordellartige Betriebe i.d.R. nicht 
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zulässig, da sie die im Mischgebiet zulässige Wohnnutzung stören. Ein im Planbereich be-
stehender überwiegend gewerblich genutzter Bereich ist im Mischgebiet nicht zu erkennen. 

Ebenso fehlt die Darlegung besonderer städtebaulicher Gründe für den Ausschluss von 
Sexshops. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die benutzte Legende des Bebauungsplans überflüssig 
ist, da sie zu Missverständnissen führen kann. Insbesonder der Verweis auf die geltende 
BauNVO von 1990 unter der Legende, der sich auf die in der Legende dargesetllten Bau-
gebiete und Festsetzungen bezieht, verwirrt hier nur, da keine Baugebiete festgesetzt wer-
den. Des Weiteren ist die textliche Festsetzung Nr. 4 der bei ähnlichen Bebauungsplänen 
benutzten Musterfestsetzung anzupassen: „Im Übrigen gelten die bisherigen Vorschriften 
und Festsetzungen.“ 

Zudem werden weitere redaktionelle Ergänzungen/Korrekturen empfohlen: 

Unter dem Titel „Ziele der Raumordnung und der Landesplanung“ sollte der Inhalt der Stel-
lungnahme der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung vom 27. April 2010 wiedergege-
ben werden; unter dem Punkt „Flächennutzungsplan“ ist die Entwicklung der Festsetzun-
gen aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans darzulegen bzw. zu bestätigen; un-
ter dem Punkt „Verbindliche Bauleitplanung“ ist auch die Fortgeltung der BO’58 sowie die 
mit den Festsetzungen geltende Bauweise zu nennen sowie der Bebauungsplan XII-A auf-
zuführen. Sofern für die im Planbereich liegenden Straßen Straßen- und Baufluchtlinien 
förmlich festgestellt wurden sind diese dann in Verbindung mit der dann geltenden Bebau-
ungstiefe (§ 8 Nr.1b) BO’58) anzuführen. 

Es sollte geprüft werden, ob die geplanten Nutzungsbeschränkungen auch über das Er-
wachsenenalter (Nutzungen die von volljährigen in Anspruch genommen bzw. betreten 
werden können) definiert werden. Gibt es hierzu eine Prüfung bzw. ein Prüfergebnis und 
von wem und warum wird hier nicht darauf Bezug genommen? Zudem kann die Abwägung 
nicht auf den trading-down-Effekt abgestellt werden, sondern sollte sich, wie schon begrün-
det, auf den Erhalt der Nutzungsvielfalt und der Attraktivität des Ortsteilzentrums konzent-
rieren. 

Bei der Darstellung der öffentlichen Auslegung ist zu ergänzen, dass die Bekanntmachung 
im Amtsblatt auch Hinweise zum vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB ohne Um-
weltprüfung, zu § 47 Verwaltungsgerichtsordnung sowie auch zur Behandlung nicht fristge-
recht abgegebener Stellungnahmen (entsprechend Bekanntmachungstext) enthielt. Des 
Weiteren ist das Datum der Zeitungsveröffentlichung der Auslegung zu ergänzen. 

- Folgerungen aus der Rechtskontrolle gemäß § 6 Abs . 4 AG BauGB 

In Folge der Rechtskontrolle wurde die Begründung überarbeitet und zu dem Bebauungs-
plan ein Deckblatt gefertigt. Hierauf wurde die zeichnerische Darstellung des Geltungsbe-
reichs geändert und so um das Grundstück Lankwitzer Straße 24 reduziert, da dieses 
Grundstück von der Amalienstraße erschlossen wird und im bezirklichen Zentrenkonzept 
nicht mehr zum Ortsteilzentrum Kranoldplatz (Lichterfelde-Ost) zählt. Zudem wurde die Zei-
chenerklärung einschließlich des Hinweises auf die Baunutzungsverordnung 1990 bis auf 
den Punkt ‚Planunterlage’ gestrichen. Bei der textlichen Festsetzung Nummer 1 wurde der 
Passus „wenn sie sich an die Zielgruppe der Erwachsenen richten (z.B. Spielhallen, Sex-
shops mit Videokabine, Tabledanceclubs, Swingerclubs)“ gestrichen. Die textliche Festset-
zung Nummer 4 wurde um den Passus „und Festsetzungen“ am Ende des Satzes ergänzt. 

Des weiteren wurde im Titel der Passus „sowie für das Gelände zwischen Bahnhofstraße, 
Bahntrasse, Königsberger Straße, Jungfernstieg“ durch „sowie die Grundstücke Jungfern-
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stieg 1- 4A“ geändert. Dies entspricht der tatsächlichen Zuordnung der Grundstücke, da 
sich die Bahnhofstraße nicht bis zum Bahnhof Lichterfelde Ost erstreckt. Die Titeländerung 
wird im Zuge des Beschlusses zur Durchführung der Auslegung des Bebauungsplans vom 
Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf mit beschlossen. 

- Formlose Prüfung des Bebauungsplans 

Im November 2011 wurde die überarbeiteten Planungsziele mit der Begründung des Be-
bauungsplans 6-17Ba der für die Rechtskontrolle zuständigen Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung zur formlosen Prüfung vorgelegt. 

Mit Schreiben vom 20. 1. 2012 teilte die Senatsverwaltung mit, dass der Bebauungsplan im 
Anzeigeverfahren erneut zu beanstanden sei. So ist die angemessene Darstellung der 
städtebaulichen Situation zu vertiefen, da die Verhinderung eines Trading-Down-Effekts als 
ein besonderer städtebaulicher Grund i.S.d. § 1 Abs. 9 BauNVO, der den Ausschluss von 
Vergnügungsstätten rechtfertigen kann, nur anerkannt ist, soweit dieser Effekt nicht allein 
befürchtet, sondern nachgewiesen werden kann. In diesem Zusammenhang ist darzulegen, 
warum mit der Ansiedlung von Vergnügungsstätten gerechnet wird, warum durch das Hin-
zutreten von Vergnügungsstätten ein Niveauabfall zu erwarten ist. Zudem sind die positiven 
Ziele, die durch den Ausschluss erreicht werden sollen darzulegen. Einige Gesichtspunkte 
wurden schon dargelegt, jedoch fehlt es an einer zusammenhängenden, plausiblen und 
schlüssigen Darstellung. 

Des weiteren ist auf die Eigentümerbelange des im Geltungsbereich vorhandenen Spielhal-
lenbetrieb einzugehen, da anderenfalls der Bebauungsplan an einem Abwägungsausfall 
leidet. 

Zum Ausschluss von Bordellen, bordellartigen Betrieben und Sexshops wird empfohlen ei-
ne deutliche Differenzierung zwischen dem Ausschluss von Vergnügungsstätten und die-
sen Nutzungen vorzunehmen, da nach VG Berlin Urteil vom 06.05.2009 – 19 A 91.07 Bor-
delle z.B. in einem gemischten Gebiet (Wohnungsprostitution) nicht mehr generell als all-
gemein störend bewertet werden; das Erscheinungsbild von Bordellen und bordellartigen 
Betrieben ist teilweise zurückhaltend und weniger auffällig. 

- Folgerungen aus der formlosen Prüfung des Bebauun gsplans 

In Folge der formlosen Prüfung des Bebauungsplans wurde die städtebauliche und nut-
zungsstrukturelle Analyse des Ortsteilzentrums um den Bereich des Ortsteilzentrums nörd-
lich des S-Bahnhofs ergänzt und eine Abschätzung der Leerstände der Verkaufsflächen 
hinsichtlich der Flächen vorgenommen. Zudem wurde die Begründung überarbeitet und 
herausgearbeitet, dass aufgrund der erheblichen Leerstände ein Nachrücken der auszu-
schließenden Nutzungen nicht auszuschließen ist und somit aufgrund der bestehenden be-
sonderen städtebaulichen Gründe (erhebliche langfristige Leerstände) der Bebauungsplan 
vorbeugend erforderlich ist. 

Hinsichtlich der Bordellnutzung bleibt festzustellen, dass Wohnungsprostitutionsnutzungen 
im Baugenehmigungsverfahren i.d.R. keine Rolle spielen. Dennoch zeigt sich, dass pla-
nungsrechtliche Steuerungsmöglichkeiten von Bordellnutzungen im beschränkten Arbeits-
gebiet, in dem die größten Leerstände zu verzeichnen sind, nur eingeschränkt möglich 
sind. In diesem Zusammenhang ist es vorbeugend wichtig, dass auch diese Nutzungen 
dem Ausschluss unterliegen. 

Hinsichtlich der Abwägung der Eigentümerbelange wurde die Begründung ergänzt. 
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- Erneute Beteiligung der Träger öffentlicher Belan ge 

Mit Schreiben vom 21. März 2012 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange erneut gemäß § 4a Abs. 3 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. Die erneute Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange brachten keine Erkenntnisse 
die gegen die Planungsziele des Bebauungsplanentwurfs 6-17Ba sprechen. 

- Erneute Öffentliche Auslegung 

Die erneute Öffentlichkeitsbeteiligung fand in der Zeit vom 10. April bis einschließlich 24. 
April 2012 statt. Die öffentliche Auslegung wurde im Amtsblatt für Berlin Nr. 13 vom 30. 
März 2012 auf Seite 527-528 ortsüblich bekannt gemacht. Zudem wurde durch Anzeigen in 
zwei Berliner Tageszeitungen, Aushänge in den Schaukästen des Bezirksamts und auf der 
Internetseite des Fachbereichs Stadtplanung auf die öffentliche Auslegung hingewiesen. 

Während dieser Zeit informierten sich 30 Bürger/innen, die sich alle positiv zu den Pla-
nungszielen äußerten. Es wurden 6 schriftliche Stellungnahmen zu der Planung vorge-
bracht. In den schriftlichen Stellungnahmen wurden die Planungsziele des Bebauungsplans 
ebenfalls unterstützt. Der Forderung nach einer Erweiterung des Geltungsbereichs kann 
nicht gefolgt werden, da es sich bei den betroffenen Flächen um ein allgemeines Wohnge-
biet handelt, in dem die auszuschließenden Nutzungen als unzulässig angesehen werden. 
Forderungen nach günstigem Wohnraum für Familien mit Kindern oder der architektoni-
schen Gestaltung einzelner Gebäude können mit Hilfe des Bebauungsplans nicht erfüllt 
werden. 

- Erneute Zustimmung der BVV 

Der Entwurf des Bebauungsplans einschließlich Begründung wurde am 15. Mai 2012 vom 
Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf beschlossen. Die Bezirksverordnetenversammlung hat den 
Bebauungsplanentwurf einschließlich Begründung am 20. Juni 2012 beschlossen.  

- Erneute Rechtskontrolle gemäß § 6 Abs. 4 AG BauGB  

Mit Schreiben Stapl 33/6-17B vom 15. Mai 2012 wurde der Bebauungsplan gemäß § 6 Abs. 
4 AG BauGB der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung zur Durchführung der Rechtskon-
trolle erneut übersandt. 

Mit Schreiben SenStadt II C 3–6142/6-17Ba vom 28. Juni 2012, (als Mail übersandt) wurde 
mitgeteilt, dass der Bebauungsplan 6-17Ba nicht zu beanstanden ist und vom Bezirksamt 
festgesetzt werden kann. 

V. Rechtsgrundlagen  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I 
S. 1509) in Verbindung mit dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 27. August 
1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 10 des Geset-
zes vom 5. Mai 2004 BGBl. I S. 718) in Verbindung mit dem Baugesetzbuch in der Fassung 
vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt geändert durch Artikel 24 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2049, 2076); 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauN-
VO 90) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBl. I, S. 466) 



- 27 - 
 

Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches (AGBauGB) vom 07. November 1999 (GVBI. 
S. 578), geändert durch das Gesetz vom 03. November 2005 (GVBI. S. 692) 
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